
Bundessozialgericht

Az._:__8RV_1021/65

Verkündet‘am
2}. Juni 1966

I m N a m e n d e 5 V o 1 k e 3

In dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 8° Senat des Bundesstialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 25. Juni 1966

in Berlin durch

Senat5präsident IS t e n g e l

- Vorsitzender —,

Bundesrichter P e t e r s e n und

Bundesrichter ' Dr. S c h w a n k n a r t,
Bundessozialrichter Dr‚ P a u l s e n und

Bundessozialrichter A l t h a u s

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 110 Oktober 1963

wird zurückgewiesen°

Der Beklagte hat dem Kläger die außergericht—

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu

erstatten.
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.Q.__„Ää_.f_l_.d.e__
Der 1896 geborene Kläger, früher Journalist, heute Rentner,
bezieht Versorgung wegen Erwerbsunfähigkeitu Er bezieht auch

Pflegezulage„ Durch Neufeststellungsbescheid vom 9° Dezember 1954
stufte die Versorgungsbehörde die Pflegezulage von 125,—— DM

vom 1; Februar 1955 an auf die Pflegezulagc von 60‚—— DM herab°

Im Klageverfahren verurteilte das Sozialgericht (SG) Berlin mit
Urteil vom 4° Mai 1956 den Beklagten, vom 1° Februar 1955 an
Pflegezulage der Stufe III zu gewähren° In Ausführung dieses

Urteils gewährte die Versorgungsbehörde dem Kläger mit Bescheid

vom 13. Juni 1956 die Pflegezulage, und zwar vom 1. Februar 1955

an 150,-— DM und vom 1° April 1956 an 175‚-— DM monatlich, wäh-
rend der zustehende Satz der Pflegezulage in Wirklichkeit

125‚—- DM (vom 1° Februar 1955 an) bzw" 150,-- DM (vom 1„ April
1956 an) gewesen wäre° Der Sachbearbeiter hatte nach dem

Bescheidinhalt aus nicht geklärten Gründen über die Höhe

der Sätze der Stufe III die Sätze der späteren Stufe IV

gewährt° Nach Wahrnehmung dieses Fehlers berichtigte die

Versorgungsbehörde mit Verfügung vom 21. März 1962 den Aus-

führungsbescheid vom 13° Juni 1956 dahin‚ daß vom 1„ Februar
1955 an eine Pflegezulage von monatlich 125,—- DM, vom

1. April 1956 an von monatlich 150,-— DMund vom 1„ Juni 1960
an von monatlich 200‚—- DM zustehe° Sie forderte den nicht

zustehenden Betrag für die Zeit vom 1° Februar 1955 bis

30° April 1962 zurück° Der Widerspruch des Klägers hatte
keinen Erfolg (Wider3pruchsbescheid des Landesversorgungs-

amts — LVersorgA — Berlin vom 70 November 1962)° Das SG

Berlin hob mit Urteil vom 6° Juni 1963 die Berichtigungs-
verfügung vom 31° März 1962 und den Widerspruchsbescheid

vom 7. November 1962 auf, Das Landessozialgericht (LSG)

Berlin änderte auf die Berufung des Beklagten mit Urteil

vom 11° Oktober 1965 das erstinstanzliche Urteil dahin ab,
daß die Klage gegen die Berichtigungsverfügung vom 21. März 1962
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und gegen den Widerspruchsbescheid vom 7, November

1962 insoweit abgewiesen werden, als mit diesen
Verfügungen der Ausführungsbescheid des Versorgungs-

amts II Berlin (VersorgA) vom 13„ Juni 1956 berich—

tigt worden ist° Im übrigen wies es die Berufung des

Beklagten zurück° Auf die Anschlußberufung des

Klägers hob es den Neufeststellungsbescheid vom

21„ März 1962 insoweit auf, als für die Zeit vom
10 Februar 1955 bis 31° Mai 1960 der Unterschieds-

betrag zwischen der Pflegezulage "der Stufe IV" und
"der Stufe III" zurückgefordert wird. Das LSG führte

aus: Die Versorgungsbehörde habe nach S 25 des Ver—
waltungsverfahrensgésetzes in der Krieg50pferver;

sorgung (VeerG—KOV) die offenbare Unrichtigkeit

im Ausführungsbescheid berichtigen können, weil

der Ausführungsbescheid keine eigene Entscheidung

der Versorgungsbehörde enthalte, sondern nur das

zuspreehende Urteil ausgeführt habe° Die Pflege—

zulage der Stufe III sei offenbar mit dem unrich—

tigen Betrag von 150,—- DM (statt 125‚—— DM) be—
Ziffert werden° Der weitere Bescheid der Versor—

gungsverwaltung aber‚ der Neufeststellungsbescheid

vom 190 Dezember 1960, der die Pflegezulage an die
durch das Erste Neuordnungsgesetz (1„ NOG) geän-

derten Gesetze anpaßte, sei eine eigene Ent—

scheidung der Versorgungsverwaltung, die mangels

Zustimmung des LVersorgA in einen Bescheid nach

@ 41 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG)

nicht umgedeutet werden könne„ Danach komme nur

eine Rückforderung für die Zeit vom 1„ Februar 1955

bis 31„ Mai 1960 in Betracht° Aber auch diese Rück—

-)}-
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forderung sei nach Treu und Glauben ausgeschlossen‚ weil der

Kläger auf die Richtigkeit des Ausführungsbescheids habe ver—

trauen dürfen° Er habe den höheren Betrag der Pflegezulage im

guten Glauben empfangene Die Pflegesätzc hätten sich laufend

geändert, so daß der Kläger nicht über die ihm zustehende Höhe

der Pflegezulage habe Kenntnis haben können. Der Neufest—

stellungsbescheid vom 19„ Dezember 1960 sei daher aufzuheben,

soweit er den Unterschiedsbetrag zwischen der Pflegezulage

"der Stufe IV" und "der Stufe III" für die Zeit vom 1° Februar
1955 bis 31° Mai 1960 zurückfordere°

Mit der zugelassenen Revision bringt der Beklagte vor, daß

der Neufcststellungsbescheid vom 19° Dezember 1960 auf Grund
des 1° NOG vom 27° Juni 1960 erlassen worden sei‚ wodurch die

Sätze für die Plegezulage erhöht worden sind„ Damit sollte
nur

die Höhe der bereits zuerkannten Pflegczulage dem neuen Gesetz

angepaßt werden, dagegen sollte über die Pflege2ulage im übrigen

nicht selbständig entschieden werden,.Eine Prüfung über eine

andere Einstufung des Klägers in Bezug der Pflegezulage habe

nicht stattgefunden„ Die Übertragung des Fehlers vom Aus—
führungsbescheid auf den Neufeststellungsbescheid vom

_ _]
19° Dezember 1960 schließe die Möglichkeit einer Berichtigung

\ nicht aus, weil der Neufeststcllungsbescheid nur in Verbindung

mit dem vorausgegangenen Ausführungsbescheid gelte (ESG 18;

270)° Die Unrichtigkeit des Bescheides sei auch offenbar, weil
der Fehler aus dem Inhalt des Bescheides in Zusammenhang mit

dem zusprechenden Urteil vom 40 Mai 1956 für jedermann erkenn—

bar ist (BSG 15, 99; 18, 272)„ Es komme nicht auf das Erkennungs—
' vermögen des Klägers an„ sondern auf das Erkennungsvermögen

verständiger Personen (BSG in BVB1 796), 67}„ Der Kläger habe

aus eigenem Wissen um den Sachverhalt erkennen müssen„ daß die

im Bescheid vom 19° Dezember 1960 angegebene Pflegezulage un—

richtig war; so daß er einer Berichtigung nach 5 25 VeerG—KOV
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nicht widersprechen könne° Treu und Glauben fordere die

Anwendung des 5 47 Abs„ 1 VeerG° Dem Kläger, der nicht

unbeholfen sei, fehle es an einem subjektiven gutgläu-

bigen Erwerb° Er habe erkennen müssen, daß ihm die Pflege-

zulage in der ausbezahlten Höhe nicht zustehe (vgl° BSG 9,

H7, 53)° Der zurückgeforderte.Betrag von etna 25‚—- DM
monatlich sei auch nicht so groß‚ daß der Kläger eines so

weitgehenden Vertrauenssehutzes bedarf, wie wenn die ge-

samten Versorgungsbezüge zurückgefordert werden wären°

Die Rückforderung könne durch Aufrechnung getilgt werden,

belaste also den Kläger nur wenig°

Der Beklagte beantragt,

unter Abänderung des angefochtenen Urteils

der Berufung des Beklagten gegen das Urteil

des SG Berlin vom 6° Juni 1963 in vollem
Umfange stattzugeben, die Klage abzuweisen

und die Anschlußberufung zurückzuweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision des Beklagten als unbegründet

zurückzuweisen°

Nach 5 25 VeerG könnten nicht Fehler berichtigt werden‚

die durch eine falsche Tatsachenbewertung, durch einen

Rechtsirrtum oder durch Nichtanwendung einer Norm auf

einen Sachverhalt hervorgerufen werden sind° Die Gewährung

der Pflegezulage “nach Stufe IV" sei die Folge falscher
' Tatsachenbewertung unabhängig vom Ausführungsbescheid°

Der Beklagte hätte seinen Irrtum anläßlich der Erhöhung

der Pflegezulage durch das 1° NOG erkennen müssen° Der

Kläger habe auch nicht im bösen Glauben gehandelt° Dem

@ 47 VeerG wohnen die Grundsätze von Treu und Glauben
j""
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inne, im übrigen seien die Ausführungen des LSG im angefochtenen
Urteil überzeugend°‚ '

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und durch

Zulassung (5 162 Abs„ 1 Nr„ 1 sec) statthafto Sie ist jedoch
nicht begründet. ' '

Streitig ist die Rechtmäßigkeit der Berichtigungsverfügung
des Beklagten vom 21° März 1962, ihre Tragweite in bezug auf
den Neufestst011ungsbescheid vom 19° Dezember 1960 sowie die
Rechtmäßigkeit der Rückforderung, die der Kläger in der Anschluß—
berufung für die Zeit vom 10 Februar 1955 bis 31„ Mai 1960 be—
streitet° - '

_
‚"

AUf die EGPUfUÜS des Beklagten hat das LSG die auf 5 25 VeerG—
KOV 80stützte Berichtigungsverfügung der Versorgungsverwaltung

vom 21° März 1962 insoweit für gerechtfertigt angesehen, als
mit dieser Verfügung der Ausführungsbescheid des VersorgA II
Berlin vom 13« Jüni 1956 berichtigt werden ist„ Das LSG hat
den Ausführun88bescheid für offenbar unriehtig gehalten, weil
das auszuführende Urteil nur Pflegezulage der Stufe III (=195‚--
DM) vom 1° Februar 1955 an zugesprochen hat. Balder Kläger gegen
das Berufunesurtc11 kein Rechtsmittel eingelegt hat, et die

Berichtigungsverfügung vom 21„ März 1962 für die Zeit vom
1° Februar 1955 bis zum 31. Mai 1960 rechtsverbindlic'n° Wegen
der insoweit bestehenden Rechtskraft des Eerufungsurteils darf

auch nicht mehr nachgeprüft werden, ob die Verwaltung nach '

5 35 VGPWVGbefugt war, auf die Zeit vor dem 1° April 1955;
dem Inkrafttreten des VeerG, zurückzugreifen (vglo BSG 16,

253; SozR VeerG 5 41 Nr° 9) oder ob sie die Berichtigung

hätte auf @40 Abs° 7 des Gesetzes über die Versorgung von
Kriegs_ und Militärdienstbesehädigten sowie ihre Hinter—

bliebenen vom 240 Juli 1950 - Berliner KVG - (VOBl für Groß—
Berlin 1950, Teil I, s„ 318) stützen müssen, der mit 5 25 VeerG
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allerdings inhaltlich gleiehlautend ist„ Der Senat
brauchte daher auch nicht mehr darüber zu entscheiden,

ob die vom Berufungsgericht völlig unberücksichtigt

gelassene Vorschrift in 5 40 Abs° 7 des Berliner KVG
im Sinne der Entscheidung des erkennenden Senats vom

17 April 1958 (BSG 7, 122) als nicht revisible Rechts-

norm angewendet werden darf ‘

Streitig geblieben ist hiernach zunächst, ob die Berich-

tigung des Neufeststellungsbesbheids vom 19„ Dezember 1960

zu beanstanden ist° Das LSG hat dies deshalb verneint, weil

der Neufeststellungsbescheid weder in Ausführung des Urteils

vom 40 Mai 1956 ergangen sei noch sich auf dieses Urteil
beziehe, sondern eine eigene Entscheidung darstelle‚ welche

dem Kläger die Pflegezulage der"Stufe IV" mit dem ent—
sprechenden Geldbetrag gewährt habe„ Es kann dahingestellt

bleiben, ob diese Rechtsansicht des LSG zutriffta Mit dem
Neufeststellungsbescheid hat die Versorgungsverwaltung

lediglich die dem Kläger Zuge5pr00hene Pflegezulage an

die mit dem 10 NOG erhöhten Sätze angepaßto Dabei hat

das VersorgA die Pflegezulage dem von 175:-— DM auf 2MO,-—

DM erhöhten Satz, also der Stufe IV angepaßt und diese

Pflegezulage auch noch mit der Stufe IV bezeichneto Weder

aus den Akten noch aus dem Vortrag der Beteiligten ist ein

Grund ersichtlich, aus dem heraus dem Kläger entgegen der

rechtskräftig gewordenen Gerichtsentscheidung vom 4„ Mai

1956 eine höhere Pflegezulage als die der (späteren) Stufe

III, beginnend mit 125,-— DM und später von 200‚-— DM,hätte

gewährt werden sollen° Es ist aber auch nicht "offenkundig"
im Sinne des $ 25 VeerG, daß der den Verwaltungsakt aus—

führende Bedienstete aus der falschen Höhe der Pflegezulage

zu der irrigen Meinung gekommen war‚ daß dem Kläger schon

die Pflegezul age der Stufe IV zustehe‚ Dabei ist zu beachten,
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daß die Verwaltungsbehörde in einem AktenVermerk vom 1° Februar

1962 als Grund der zu hohen Einstufung der Pflegezulage ange—
geben hat, damals zur Zeit der Erteilung des Ausführungs—

bescheides hätten Zweifel darüber bestanden, ob die einfache

Pflegezulage mit der Ziffer "0" zu bezeichnen sei; über die
Zweifel habe erst die Amtsanweisung 64 vom 22, August 1956

Ziffer 6 gewisse Klarheit geschaffen; unbedingte Klarheit
habe erst das 1° NOG vom 270 Juni 1960 gebracht° Der Vertreter

des Beklagten hat diese Sachlage im Termin zur mündlichen Ver—

handlung bestätigt° Ein solcher Zweifel, ob das Gericht, dessen

Entscheidung auszuführen war, unter Pflegezulage der Stufe III

im Jahre 1956 den Betrag von 125‚—— DM oder den von 150,-— LM

verstanden hat, ist ein AuSlegungszweifel über den Inhalt des

auszuführenden Urteils° Wenn der Sachbearbeiter dann nach der

Sachdarstellung im Vermerk vom 1° Februar 1962 bei der Stufen-

.einteilung die einfache Pflegezulagc unberücksichtigt gelassen

und lediglich die Fälle der erhöhten Pflechulage beziffcrt

hat, so handelt es sich um einen Rechtsirrtum, nämlich um

' einen Irrtum in der Auslegung des Rechtsbegriffs "Pflegezulage

der Stufe III"° Ist aber nicht auszuschließen, daß die Ver—
waltung auf Grund dieser selbständigen Überlegungen die mit

Urteil vom #, Mai 1956 zugesprochene (bisherige) Pflege-,

zulage von 150,—— DM mit der späteren "Stufe IV" bezifferte,

so ist dieser Rechtsirrtum nicht mit einer Berichtigung nach

5 25 VeerG behebbar; denn ein Rechtsirrtum ist kein offen-

sichtlicher Fehler, es handelt sich also nicht um eine offen—

bare Unrichtigkeit° Der Senat verkennt dabei nicht, daß das

Urteil des LSG hinsichtlich der Berichtigung des Ausführungs-

beschcides vom 13. Juni 1956 rechtskräftig ist. Er mußte aber

im Hinblick auf den Bescheid vom 19° Dezember 1960 die Rechts-

lage prüfen" Die Rechtskraft des Bescheides vom 13, Juni 1956

'kann sich nur auf diesen Bescheid beziehen° Weitere Wirkungen

kann sie nicht haben, Dann ist aber mit der späteren Bezeichnung
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der Pflegezulage von 150,—» DM mit Pflegezulage_der Stufe
IV im Neufeststellungsbescheid vom 19° Dezember 1960 der

damalige Fehler nur folgerichtig fortgeführt worden° Die—

ser Bescheid kann daher nicht berichtigt werden°

Eine Rücknahme des fehlerhaften Ausführungsbescheides kann
auch nicht auf S 41 VeerG gestützt werden; denn Voraus—

setzung der Rücknahme eines begünstigenden Verwaltungsakts

nach @ 41 VeerG ist, daß das LVersorgA der Berichtigung

vorher zugestimmt hat (@ 41 Abs° 2 VeerG; BSG 16, 265)°

Das LVersorgA hat aber mit Verfügung vom 16° Februar 1962
diese Zustimmung zur Erteilung eines Beseheides nach 5 41

VeerG verweigert, weil bei Erlaß des Bescheides Zweifel '

über die Höhe des Betrages einer Pflegczulage der Stufe

III bestanden haben° Die ausdrückliche und sachlich be-

gründete Verfügung des LVersorgA läßt, wie das LSG zu—

treffend erkannt hat, auch nicht die Deutung zu‚ daß es
dann einer Berichtigung nach 5 41 VeerG zustimme, wenn

eine Berichtigung nach 5 25 VeerG nicht zulässig sein

sollte„ Dabei konnte dahingestellt bleiben, ob eine Be-

richtigung nach @ 41 VeerG auch dadurch ausgeschlossen

wird, daß der Ausführungsbescheid vom 180 Juni 1956 erst‘
später fehlerhaft geworden ist, weil sich die Rechtsauf—

fassung über den Inhalt der Pflegezulage der Stufe III

gewandelt hat (vgl° BVerwGE 6, 5)°

Da sonach die Berichtigungsverfügung vom 21„ März 1962

einer Rechtsgrundlage entbehrt, hat das LSG hinsichtlich

des Neufeststellungsbescheids vom 19° Dezember 1960 im

Ergebnis zutreffend entschieden„

Damit erweist sich die Revision des Beklagten gegen das

Berufungsurteil insoweit als unbegründet°

_ 10 _
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Was die Rückforderung der Verwaltung hinsichtlich der über—

zahlten Pflegezulage für die Zeit vom 1° Februar 1955 bis
31„ Mai 1960, also für die Vergangenheit, betrifft, hat der
Senat zu prüfen, ob das LSG bei Anwendung des S 47 VeerG
bzw° der allgemeinen Verwaltungsvorschriften über die Rück—

forderung zu Unrecht gezahlter Beträge gefehlt hat° Mit Recht

hat indes das LSG auf die Anschlußberufung des Klägers ent;
schieden,-daß eine Rückforderung des Unterschiedsbetrags

zwischen der Pflegezulage der Stufe III und der Pflegezu].age

der Stufe IV zu unterbleiben hat°

Die Rückforderung kann für die Zeit vom 10 Februar 1955 bis

zum 31° März 1955 zwar nicht auf 5 47 Abs° 1 VeerG gestützt

werden. Diese Vorschrift kann für die Zeit vor dem 1° April 1955
keine Anwendung finden, weil das VeerG erst zu diesem Zeit—

punkt in Kraft getreten ist; die Ermächtigung zur Rückforderung

ergreift aber nicht die vor dem 1" April 1955 gewährten Lei—

stungen (SozR VeerG @41 Nr„ 9)° Das , was in der angeführten
Rechtsprechung über die Ermächtigung Zum Rücknahmebescheid nach

5 41 VeerG ausgeführt ist‚ gilt ebenso für die Rückforderung

nach 5 47 VeerG° Im übrigen sind im Raum von Groß-Berlin die
Verfahrensvorschriften im Berliner KVG vom ?4„ Juli 1950

(VOBl für Groß-Berlin 1950, 518) maßgebend° Da aber dieses)
Landesgesetz keine Vorschrift über die Rückforderung zu

Unrecht gewährter Leistungen enthält, haben die Grundsätze

des allgemeinen Verwaltungsrechts Anwendung zu finden„ Diese

gehen entsprechend dem in 5 47 Abs° 1 VeerG normierten Grund—

satz dahin, daß zu Unrecht gewährte Leistungen vorbehaltlich

eines etwaigen Vertrauensschut205 vom Empfänger zurückzugewähren

sind° Dies besagt, daß der gutgläubige Empfänger die in der

Vergangenheit liegende Leistung behalten darf, weil er sie

entsprechend seiner auf Grund der höheren Leistrng erweiterten

Lebenshaltung verbraucht hat° Es kommt also darauf an, ob der

..11..
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Kläger die Fehlerhaftigkeit der Leistungen erkannt hat oder

erkenneh mußte° Der Kläger ist zwar von Beruf Journalist,

der wegen seines Berufe als Schriftleiter Berufsschadens-

ausgleich bezieht, Ihm ist eine höhere geistige Einsicht

darüber zuzurechnen, ob ihm Leistungen zustehen oder nicht

zustehen° Gleichwohl ist es zweifelhaft, ob er vermöge seiner

Einsicht erkennen konnte und mußte, daß er entsprechend dem

Urteil vom #, Mai 1956 nur AnSprueh auf die Pflegezulage der
Späteren Stufe III hatte und diese Stufe bei der Neuordnung

durch das 1„ NOG beibehalten werden war" Die Pflegezulage

dieser Stufe III hat sich zwar seit 1° Februar 1955 nur mit

Wirkung vom 1° April 1956 (Gesetz vom 6° Juni 1956 — BGBl I
463 — @ 55 des Bundesversorgungsgesetzes —EVG—)und mit Wir-

kung vom 10 Juni 1960 (1° NOGvom 27, Juni 1960) geändert;
aber diese wenigen Erhöhungen genügen, um einen durchschnitt-

lich aufmerksamen Rentenempfänger in der Erkenntnis der Höhe

der zustehenden Pflegezulage unsicher zu machen° Da einem

Rentenempfänger schließlich nicht mehr Wissen zugemutet

werden darf als der Verwaltung, die sich Zunächst über die

Stufeneinteilung auch nicht klar war, durfte der Kläger bei

der von ihm zu erwartenden Einsicht auf die Rechtmäßigkeit

der ihm gewährten Pflegezulage vertrauen, so daß er im Sinne

der Rechtsprechung über den Vertra1ensschutz schutzwürdig ist°

Es sind auch keine Anhaltspunkte dafür vorhanden, daß der

Kläger trotz aufmerksamen Durchlesens des Ausführungs-

bescheides den Inhalt als fehlerhaft erkennen mußte; seine

Arglosigkeit ist also nicht widerlegt (ESG in NJW 1958,

1700; BSG 15, 81; Haueisen in NJW 1958, 6M?; BVerwG in
DÖV 1957, 911; BVerwGE 19, 189;‘Ossenbühl, Die Rücknahme

fehl rhafter begünstigender Verwaltungsakte, 2, Aufl„

1965, 84 f), Kann aber dem Kläger die Arglosigkeit nicht

abgesproehen werden, so führt die Interessenabwägung zwi-

schen öffentlichen und privaten Interessen dahin, daß der

Leistungscmpfänger schutzwürdig ist, weil er die in der
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„12-

Vergangenheit liegenden Leistungen gutgläubig verbraucht hat.."

Die RückforderungdesBeklagtenfür die Zeit vom1„ Februar1955
bis 31„ März 1955 ist mithin unbegründet, Das gleiche gilt für

die Rückforderung auf Grund des 5 &? Abs„ 1 Veerd für die Zeit
vom1„ April 1955bis zum31„ Mai 1960.Überdie AufrechnungÜ
des zvrückgeforderten Betrages mit der Leistung von Berufs—

'schndcnsausgieich für die Zeit vom 1 Juni 1960 bis 30 Abrii
1962‚.wie auch über eine Rückforderung im übrigen, brauchte der

\
Senat nicht mehr zu entscheiden, weil durch die Aufhebung der

Eeriehtigungsverfügung vom 21° märz 1962 für die Zeit vom'
"1° Juni 1960 an eine Wirksame Berichtigung des begünstigcnden

Verwaltungsakts vom 19„ Dezember 1960 nicht vorliegt° Eine Rück—
forderung für die Zeit vor dem 1„ Juni 1960 kann auch nicht auf

>
die Nachzahlung der Leistungen wegen Eerufsschadonsausglcich

' gestützt werden, Weil die Neuregelung vom 27„ Juni 1960 in der{
FaSsung des 5 47 VeerG (Art„_1V @ 4 Abs° 1 des 1„ NGO) nicht

rückwirkend andeenden iSt (BSG vom 50. August 1960 — 9 RV
_

8“8/57 -)o
1Bei dieser Sach— und Rechtslage war

das
angefochtene

Urteil des

LSG in vollem Umfang im Ergebnis zu bestätigen und daher die

Revision des Beklagten als unbegründet zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGGO

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

